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Die unheilvolle Doppelwirkung von Sperrklauseln
Von Hans Herbert von Arnim, Speyer

Vorspruch

Rudolf Wendt ist als Mitglied und Vizeprisident des Verfassungsgerichtshofs des
Saarlandes mit der Praxis von Verfassungsgerichten wohl vertraut. Es liegt deshalb
nahe, ihm in seiner Geburtstagsschrift einen Beitrag zu widmen, der ein beim Bun-
desverfassungsgericht seit 2012 anhéingiges Verfahren betrifft' und den wesentlichen
Inhalt der Problematik zusammenfasst. Wendt steht zwar der neueren Sperrklausel-
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts kritisch gegeniiber.” Gerade bei
Aufrechterhaltung von Sperrklauseln féllt aber ihre bisher wenig beachtete Doppel-
wirkung ins Gewicht.

Aktueller Bezug

" Als die NPD im Jahre 2014 aus dem Sichsischen Landtag flog, verlor sie, wie man
mcht ohne Befriedigung konstatierte, betréchtliche personelle und finanzielle Res-
sourcen. Ahnlich erging es der FDP, und bei den Wahlen in Brandenburg und Thii-
ringen sah es fiir sie nicht besser aus. Noch einschneidender waren ihre Verluste nach
der Bundestagswahl 2013. Damals réchneten die Medien vor, wieviel Staatsgeld die
FDP fiir Fraktionen und Mitarbeiter eingebiit hatte und dass ihr nur noch die Un-
terstiitzung durch ihre Friedrich- Naumann-Stiftung bliebe.

Kaum _]emand scheint aber an der Fulle offentlicher Mittel AnstoB zu nehmen,
iiber welche die Parteien in den Parlamenten weiterhin verfiigen. Dabei smd dlese
pohtlsch und rechtlich hoch problematisch, auch in Brandenburg, Sachsen und Thii-
ringen. SchlieBlich bedeuten auch die Erfolge der AfD bei den drei Landtagswahlen
nicht nur, dass sie nun politisch ernster genommen wird, sondern bewirken auch eine

- erhebliche finanzielle und personelle Stirkung dieser Partei.

Nach der Bundestagswahl war zwar die Fiinf-Prozent-Klausel mit Recht vielfach
problematisiert- worden. SchlieBlich waren ihr tiber 15 % der Stimmen zum: Opfer

! Aktenzeichen: 2 BVE 4/12. Die Klage, die der Verfasser fiir die ODP fiihrt ( http://www.
dhv-speyer. de/VONARNIM/Aktuelles/ZO12/Klage%20BVerfG%ZOfur%200DP/Klage%
20B VerfG%20fiir%200DP%202012 %20(komp).pdf ), betrifft die verdeckte staatliche Par-
telenﬁnanmerung durch Fraktionen, Abgeordnetenmltarbelter und partelnahe Stiftungen.

2 Rudolf Wendt, Sperrklauseln im Wahlrecht?, in: Matthias Ruffert (Hrsg.), Dynamlk und
Nachhaltigkeit des Offentlichen Rechts, Festschrlft fiir Meinhard Schroder 2012 'S. 431
(443 1f.).


Hiwi
Schreibmaschinentext
in: Jocum/Elicker/Lampert/Barone (Hrsg.), Freiheit, Gleichheit, Eigentum -
Öffentliche Finanzen und Abgaben, Festschrift für Rudolf Wendt zum
70. Geburtstag, Berlin 2015


Hiwi
Rechteck

Hiwi
Rechteck


1072 Hans Herbert von Arnim

gefallen, darin auch die FDP mit 4,8 % und die AfD mit 4,7 %. Die Sperrklausel hilt
aber nicht nur kleinere Parteien aus dem Parlament heraus, sondern schlieBt sie auch
von der verdeckten Parteienfinanzierung aus. Diese Doppelwirkung wird bisher
kaum 6ffentlich wahrgenommen, obwohl sie im Laufe der Jahre gewaltig gesteigert
wurde. Die Entwicklungsgeschichte macht die ganze Dimension deutlich.

Erst schieft die staatliche Parteienfinanzierung in die Hohe ...

Die staatliche Parteienfinanzierung, iiber welche die Parteien im Parlament selbst
entscheiden, war nach ihrer Einfiihrung im Jahre 1959 so schnell in die Hohe ge-
schossen, dass das Bundesverfassungsgericht eingreifen musste; um allzu lippige
Selbstbedienung zu verhindern. Seitdem verlangen Erhchungen ein ordentliches Ge-
setzgebungsverfahren, das sie der 6ffentlichen Kontrolle aussetzt. Zudem bestehen
Obergrenzen (wenn diese auch damals noch nicht so genannt wurden), und auBerpar-
lamentarische Parteien werden an der ,,Staatsknete“ betelllgt Wenn sie mmdestens
0, 5 % der Stlmmen erlangt haben.

... dann explodieren die Ersatzleistungen

Doch die Antwort der Parteien in den Parlamenten kam prompt: Sie lieBen ersatz-
weise die Zuschiisse fiir ihre Parlamentsfraktionen explodieren, bewilligten ihren
Stiftungen fiir die Inlandsarbeit sog. Globalzuschiisse fiir die pohtlsche Blldung
und ihren Abgeordneten personhche Mitarbeiter.

- Das gewaltige Umgehungsmanéver hat dazu. gefuhrt; dass die Finanzierung von
Fraktionen, Mitarbeitern und Stiftungen, die anfangs nur einen Bruchteil der Partei-
enfinanzierung ausgemacht oder gar nicht existiert hatte, diese inzwischen weit iiber-
fliigelt. Urspriinglich unscheinbare und plausibel begriindete Einrichtungen entwi-
ckelten sich, wie die polltlkw1ssenschafthche Forschung konstatlett zu groBziigig
finanmerten Ersatzpartelen und wandelten so unter der Hand ihren ‘Charakter. D1e
Drei erhalten jetzt allein aus dem Bundeshaushalt rund 365 Mlo Euro (ohne die wei-
teren rund 340 Mio. Euro fiir Projekte der Stlftungen vor allem im Ausland) — sehr
viel mehr als die Staatsﬁnanzwrung der eigentlichen Partelen die fiir ihre Organlsa-
tionen im Bund und den Léndern bestimmt ist und 2014 rund 157 Mio. Euro betrigt.
Allein- fiir Mitarbeiter verfiigt jeder -Bundestagsabgeordnete - inzwischen - iiber
21.000 Euro monatlich: (einschlieBlich der Arbeitgeber-Sozialleistungen), womit
insgesamt rund 4.400 Personen beschiiftigt werden.

*In den Bundeslindern kommen weitere 120 Mio. Euro fiir die Parlamentsfraktio-
nen und rund 90 Mio. Euro fiir etwa 3000 personhche Mltarbelter der Landtagsab-
geordneten hinzu. Die Selbstbewilligungen weisen allerdmgs groBe Unterschiede
auf. Die 88 Abgeordneten des Potsdamer Landtags kénnen fur 3.937 Euro im
Monat Mitarbeiter beschaftlgen, ihre 69 Kieler Kollegen dagegen. nur  fiir
966 Euro. Die Fraktionen in Thiiringen und Sachsen bewilligen sich mit jihrlich
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8,4 Mio. bzw. 10,7 Mio. Euro sehr viel mehr als in Rheinland-Pfalz (4,3 Mio. Euro).
Zudem werden die rund 1500 Parlamentarier der Fldchenlidnder voll alimentiert, ob-
wohl sie, wie Landtagsdirektoren zugeben, nur einen Teilzeitjob ausiiben. So kénnen
sie — mit den Worten eines friiheren Bundestagsprisidenten — ,.tagein tagaus Partei-
arbeit machen®. Die Diiten in Brandenburg, Sachsen und Thiiringen sind rund dop-
pelt so hoch wie die in Hamburg, obwohl die Mitglieder der Hamburger Biirgerschaft
zusitzlich zu den Landes- noch Kommunalaufgaben wahrzunehmen haben.

Bewilligung und Verwendung chne Kontrollen und Grenzen

Der breite Geldfluss wird dadurch ermoglicht, dass fiir Fraktionen, Abgeordne-
tenmitarbeiter und Stiftungenim Bund und in vielen Léindern bisher keine der ver-
fassungsrechtlich: gebotenen Anforderungen beachtet wird, welche die Staatsfinan-
zierung der Parteien in Grenzen halten.

Erhohungen werden im Haushaltsplan versteckt und gehen, selbst bei weit iiber-
proportionalen Spriingen, in der Masse der Haushaltstitel leicht unter, zumal nie-
mand im Parlament daran interessiert ist, die Medien darauf zu stoBen. Die Folge
ist;:dass‘das Geld ,,wie Manna vom Himmel féllt“ (so ein friiherer Bundestagsabge-
ordneter). Das erklért auch die genannten Unterschiede zwischen den Lindern: Er-
héhungen verlangen-eben auch in Brandenburg, Sachsen und Thiiringen bloB die An-
derung: eines:Haushaltstitels, wihrend in Rheinland-Pfalz und Sehleswig-Holstein
ein Gesetz — mit der entsprechenden 6ffentlichen Kontrollwirkung — gedndert werden
muss. .

Fraktionen

Um die Parteien zu entlasten, nehmen‘'ihnen die Fraktionen mit ihren vollen Kas-
sen viele Aufgaben und Ausgaben ab. Ein friiherer CDU-Bundesgeschiftsfiihrer
sprach'deshalb geradezu von ,,Fraktionsparteien®. So-erlauben sich z. B. die Fraktio-
nen per Gesetz Offentlichkeitsarbeit, die von Verlautbarungen der Mutterparteien
praktisch kaum zu unterscheiden ist. Gleichzeitig verschleiern sie den wahren Um-
fang, indem sie Berichte publizieren, die lediglich die Sach-, nicht auch die Perso-
nalkosten ihrer Offentlichkeitsarbeit ausweisen. SchlieBlich hat der Bundestag auch
noch die Prufung durch den Bundesrechnungshof eingeschrinkt, und selbst dem Biir-
ger hat er das Informationsrecht gegeniiber dem Rechnungshof entzogen.

,Abgeordhefénjnifarbéiter

Die Priifung der Abgeordnetenmitarbeiter wird dem Bundesrechnungshof sogar
ganz vorenthalten. Umso leichter konnen die Parteien die Mitarbeiter, die eigentlich
zur Unterstiitzung des Abgeordneten ,;bei der Erledigung seiner parlamentarischen
Arbeit*: bestimmt sind .(§ 12 Abs. 3 Abgeordnetengesetz), fiir Partei- und Wahl-
kampfzwecke missbrauchen. Dass dies flichendeckend geschieht, hat eine Sendung
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des ARD-Fernsehmagazins Report Mainz kurz vor der Bundestagswahl 2013 best-
tigt. Die iberwiegend im Wahlkreis eingesetzten Mitarbeiter bilden auch sonst ge-
radezu das Riickgrat der regionalen Parteiorganisationen. '

Parteinahe Stiftungen

Bei den Stiftungen, deren Arbeit ebenfalls mit der ihrer Parteien verschmilzt, trei-
ben die Etablierten ihre Wettbewerbsvorteile auf die Spitze. Die Zahlungen laufen
auch nach dem Ausscheiden der Mutterpartei aus dem Bundestag weiter. Dagegen
muss eine neue Partei bei zwei Bundestagswahlen die Sperrklausel iiberwinden,
damit auch sie fiir eine Stiftung Staatsgeld erhilt. Sie wiirde also friihestens ab
dem Jahre 2021 offentliches Stiftungsgeld erhalten: Demgegeniiber kann-die FDP,
sollte sie 2017 wieder in den Bundestag kommen, iiber die ganzen acht Jahre hinweg
die 6ffentliche Finanzierung ihrer Stiftung geniefen. ;

Untaugliche Rechtfertigungsversuche

Der iibliche Rechtfertigungsversuch der Politik, die gewaltig angeschwollenen
personellen und finanziellen Ressourcen seien angesichts der immer stérkeren-Do-
minanz der Regierung zur ,,Aufriistung* der parlamentarischen Opposition erforder-
lich, widerlegt sich schon dadurch selbst; dass im Bundestag die Reglerungsparte1en
den Lowenanteil der Gelder erhalten. P

Auch die Stirkung der Abgeordneten gegeniiber dem Parlamentsestablishment
schlédgt als Argument fiir die vielen Mitarbeiter nicht durch. Es wird bereits durch
das Hochschieen der Fraktionsmittel konterkariert, die die Macht der Fraktionsfiih-
rung weiter verfestigt. Und erst Recht wird die gleichheitswidrige Ohnmacht einfa-
cher Abgeordneter durch die hohen Zulagen vertieft, die die Fraktionen ihren Funk-
tionstrdgern zahlen und die.~ mit Ausnahme vielleicht der Zulagen fiir Fraktionsyor-
sitzende — sémtlich verfassungswidrig sind und inzwischen vier Entscheidungen des
Bundesverfassungsgerichts.zuwider laufen. :

Em missbriuchliches Geflecht: verdeckt verfas‘sungsjwidri‘g ,

- Insgesamt hat die politische Klasse ein‘umfassendes Missbrauchssystem entwi-
ckelt, um auf die offentlichen Ressourcen an Geld und Personal ungestort zugreifen
und sie fiir den Erhalt von Macht und Mandaten einsetzen zu konnen. Das wider-
spricht der Staatsfreiheit der Parteien und, da auBerparlamentarische Parteien von
dem auch fiir Parteizwecke eingesetzten Geldstrom. ausgeschlossen sind, der politi-
schen Gleichheit der Partelen und der Biirger.

Die Parteien haben die. Verfassungswidrigkeit dieses: Systems und vieler: s€iner
Bestandteile bewusst in Kauf genommen. Das belegen die parlamentarischen Proto-
kolle bei Erlass'des Abgeordneten-und des Fraktionsgesetzes. Da die Gesetzesinitia-
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toren die auf der Hand liegenden Einwinde nicht widerlegen konnten, haben sie die
Biirger und die Medien iiber die Verfassungswidrigkeit gezielt hinweg getiduscht und
so die offentliche Kontrolle einmal mehr ausgeschaltet.

Statt offentlicher Kontrolle: Gerichtskontrolle

Die unertrigliche Mauschelei ist nur deshalb bisher nicht zum 6ffentlichen Skan-
dal geworden, weil das tief gestaffelte Geflecht in seiner unerhdrten Komplexitit
wenig zuginglich erscheint. Es bleibt also nur die Gerichtskontrolle.
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